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 1. Vorbemerkungen 
 
Die Zuger Linke musste bei den Nationalratswahlen eine bittere Niederlage einstecken. Der 
kompetente und engagierte Nationalrat Armin Jans wurde nicht wiedergewählt. An seiner 
Stelle wird für die nächsten vier Jahre ein SVPler nach Bern gehen. Auf nationaler Ebene 
zählte die Linke zwar nicht zu den Verliererinnen, die SVP ist jedoch die Siegerin dieser 
Wahlen. Das wird seine Auswirkungen auf die Politik haben. Der Angriff auf den Sozialstaat 
und auf die Rechte der Arbeitenden wird sich verschärfen. 
 
Bedenklich – auch im Sinne, dass wir darüber nachdenken sollen – ist es, dass auch Leute aus 
unseren Reihen, SVP gewählt haben. Wir dürfen in den nächsten Jahren keine Gelegenheit 
verpassen, um diesen Gewerkschaftsmitgliedern klar zu machen, dass sie gegen ihre eigenen 
Interessen gehandelt haben. Wir müssen den SBB-Angestellten, den Postangestellten, den 
Swisscom-Leuten und dem Spitalpersonal deutlich machen, dass die SVP auf der anderen 
Seite sein wird, wenn es um die Privatisierung der Bahnen, der PTT und der Spitäler und um 
die Verschlechterung ihrer Arbeitsbedingungen geht. Denjenigen, die in Industrie und 
Gewerbe arbeiten, müssen wir aufzeigen, dass sie nicht auf die SVP zählen können, wenn es 
um einen besseren Schutz der Arbeitsbedingungen durch das Arbeitsgesetz geht, im Gegenteil! 
Und den RentnerInnen müssen wir klar vor Augen führen, dass es nicht die SVP sein wird, 
welche die AHV verteidigt. Dabei dürfen wir diesen Gewerkschaftsmitgliedern in Erinnerung 
rufen: Nur die allergrössten Kälber wählen ihren Metzger selber... 
 
Der Höhenflug der SVP hat aber auch seine Auswirkungen auf die Arbeitgeber. Hier einige 
Überlegungen von GBI-Zentralpräsident Vasco Pedrina: „Zum einen finde ich es erstaunlich, 
wie rasch sich potente Wirtschaftsführer nach rechts verschieben können, wenn eine 
politische Strömung wie die SVP an Einfluss gewinnt. Es ist beschämend, dass Männer wie 
Vorortspräsident und Roche-Mann Andres Leuenberger oder Clariant-Chef Rolf Schweizer 
nie mit einer Figur wie Blocher gebrochen haben. Männer, welche die Ereignisse der 
Dreissiger- und Vierzigerjahre kennen dürften, aber auch um die Bedeutung eines Haiders 
oder Le Pen‘ wissen. Das zeigt, wie wenig Kultur für demokratische Verständigung sie haben. 
Leider scheint sich die Geschichte zu wiederholen, dass sich das Grosskapital in bestimmten 
Phasen an die äusserste Rechte anzulehnen pflegt. Als Folge ihrer neoliberalen Verblendung 
unterzeichnen solche Männer dann ein Positionspapier zu Europa der Schweizerischen 
Gesellschaft für Chemische Industrie (SGCI), in welchem in einem offensichtlichen Deal 
Blochers Verzicht auf das Referendum gegen das bilaterale Abkommen mit einem 
unbefristeten Nein zum EU-Beitritt erkauft wird.“ Und nicht nur das Grosskapital kommt in 
den Sog der SVP. Auch Exponenten des Zuger Gewerbeverbandes scheuen sich nicht mehr, 
mit fremdenfeindlichen Argumenten zu operieren. Und dass die Baumeister den 
Lohnkompromiss mit den Gewerkschaften platzen liessen, zeugt davon, dass auch in diesen 
Kreisen die rechten Hardliner an Gewicht gewonnen haben. 
 
Um dem entgegenzuwirken, genügt es aber nicht, einfach die SVP zu denunzieren und 
aufzuzeigen, was für eine verheerende Politik sie betreibt. Die Linke muss wieder eine 
glaubwürdige und klare Politik entwickeln, welche die Sorgen und die Bedürfnisse der 
arbeitenden Bevölkerung zum Inhalt hat. Dafür muss man auch wieder klar links Stellung 
beziehen und weniger „Wischiwaschi“-Politik in Namen einer sogenannten Modernisierung 
betreiben, welche Privatisierungen und Restrukturierungen unterstützt. Es ist schon gut, wenn 
die Zuger SP an einer Denk-Werstatt darüber diskutiert, dass sie keine „Arbeiterpartei“ mehr 
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ist. Die Klasse der Lohnabhängigen hat sich in den letzten Jahren verändert. Weil aber in der 
SP – und auch in den Alternativen Parteien – viele LehrerInnen und AkademikerInnen aktiv 
sind, heisst das noch lange nicht, dass sie Mittelstands-Parteien geworden sind. Auch wenn 
diese Leute gut mehr als das dreifache von jenen verdienen, die mit weniger als 3'000 Franken 
im Monat auskommen müssen, so bleiben sie dennoch Lohnabhängige. Oder spielen denn für 
sie die Erhöhung der Krankenkassenprämien und der Mieten keine Rolle? Auch sie sind auf 
eine gute Arbeitslosenversicherung angewiesen. Auch ihre Zufriedenheit am Arbeitsplatz 
hängt davon ab, ob sie Mitentscheiden können und nicht der Macht der Arbeitgeber 
ausgeliefert sind. Der Sozialstaat soll die direkte Umverteilung, welche in der Wirtschaft zu 
gunsten der Kapitalbesitzenden stattfindet, ein wenig korrigieren. Der Sozialstaat ist nicht nur 
für die sozial Schwachen da, sondern für alle jene, die nicht zu den Reichen und Superreichen 
gehören – und das ist immer noch der grosse Teil der Bevölkerung. 
 
Die Linke muss wieder klare Botschaften von sich geben. Dafür muss sie nicht nur klarere 
Positionen haben, sondern auch konsequenter und aufrichtiger zusammengehen. SP, SGA und 
Alternative müssen nicht fusionieren, denn in ihrer Vielfalt liegt die Stärke. Sie sollten aber 
all die gegenseitigen Animositäten und Anfeindungen überwinden. In den letzten zwanzig 
Jahren haben all die Auseinandersetzungen im linken Lager nie dazu geführt, dass die eigene 
Position gestärkt wurde. Zusammengehen heisst für uns keineswegs 
Meinungsverschiedenheiten vertuschen, sondern sie klar formulieren und dabei dennoch nicht 
das Trennende, sondern das Verbindende betonen. Die Gewerkschaften selber versuchen in 
diese Richtung zu gehen, was in Zug in den letzten Jahren auch gelungen ist. In den 
politischen Auseinandersetzungen haben GBZ und die Christlichen Gewerkschaften eng 
zusammen gekämpft. 
 
Die Gewerkschaften leisten in ihrem Bereich einen Beitrag zur Stärkung der Linken. Im 
letzen Jahr ist es den Gewerkschaften gelungen, die Mindestlöhne zu politisieren. Mit dem 
Initiativ-Bouquet sind vier politische Vorstössen deponiert worden (Arbeitszeitverkürzung, 
Kapitalgewinnsteuer, Krankentaggeld und Berufsbildung), die uns in den nächsten Jahren 
erlauben werden, diese Themen offensiv anzugehen. Bei den Flankierenden Massnahmen zu 
den bilateralen Verträgen sind Regulierungsmöglichkeiten erreicht worden, die verhindern 
können, dass die Lohnabhängigen die negativen Folgen der Personenfreizügigkeit erleiden 
müssen. 
 
Der 1. Mai ist in Zug schon lange nicht mehr der grosse Mobilisierungstag der Arbeitenden. 
Der 1. Mai ist aber der Tag, an dem sich die Zuger Linke trifft. Seit Jahren hat es kaum mehr 
andere Anlässe gegeben, an denen die linken Parteien, die Gewerkschaften und die 
alternativen Organisationen sich treffen und zusammen der Öffentlichkeit ihre Anliegen 
vorstellen. Diesen 1. Mai wollen wir im Jahr 2000 zusammen mit SP, SGA und Alternativen 
stärken. 
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2. Die GBZ-Aktivitäten 
 

Abstimmung Spitalgesetz 
Am 24. Oktober 1999 fand die kantonale Abstimmung zweier Vorlagen über ein Zentralspital 
statt, gegen die das Referendum ergriffen worden war. Der GBZ unterstützte das 
Referendumskomitee und veröffentlichte zwei Stellungnahmen. Der GBZ war gegen die 
Vorlagen, weil die vorgelegten Projekte unsorgfältig geplant und zu teuer waren. Das Gesetz 
über das Zentralspital, das den Standort Baar festlegt, wurde mit 17'012 Ja gegen 16'375 Nein 
knapp angenommen, wohingegen die Vorlage über den Kredit und die Planung mit 16‘9089 
Nein zu 16'312 Ja abgelehnt wurde. 
 
Initiativ-Bouquet 
Beim Initiativ-Bouquet handelte es sich um eine Kampagne vom Gewerkschaftshaus GBI und 
SMUV, das vom SGB unterstützt wird. Das Bouquet umfasste fünf Initiativen: Für eine 
kürzere Arbeitszeit, für eine Kapitalgewinnsteuer, für eine sicheres Einkommen bei Krankheit 
(Taggeldinitiative), Gesundheit muss bezahlbar bleiben (Gesundheitsinitiative) und für ein 
ausreichendes Berufsbildungsangebot (Lehrstellen-Initiative). Mit verschiedenen 
Standaktionen wurden auch in Zug Unterschriften gesammelt. Für die Gesundheitsinitiative 
kamen die nötigen Unterschriften aber nicht zusammen. Der GBZ organisierte am 
Wahlwochenende Ende Oktober 1999 eine Rettungsaktion für die Arbeitszeitverküzung- und 
die Kapitalgewinnsteuer-Initiative, so dass schlussendlich vier Initiativen eingereicht werden 
konnten. 
 
Ladenöffnungszeiten 
Im Februar wurde im Zuger Kantonsrat eine Motion eingereicht, die zwei Sonntagsverkäufe 
im Dezember erreichen wollte. Der GBZ hat zusammen mit der Christlichen 
Gewerkschaftsvereinigung dem Regierungsrat eine Stellungnahme zukommen lassen, in der 
folgendes festgehalten wurde: Im Detailhandel werden immer noch Löhne unter 3'000 
Franken ausbezahlt. Die Arbeitsbedingungen sind vielfach schlecht und Arbeit auf Abruf ist 
nicht ausgeschlossen. Zudem hätten die Geschäftsinhaber auf die Forderungen der 
Gewerkschaften nach einem GAV überhaupt noch nicht reagiert. Solange dem Personal keine 
Verbesserungen gewährt werden, gäbe es für die Gewerkschaften keinen Anlass, die 
Ladenöffnungszeiten zu liberalisieren. Der Kantonsrat stimmte trotzdem den zwei 
Sonntagsverkäufen zu. Im Dezember führte der GBZ eine Kampagne durch, um das 
Verkaufspersonal auf ihre Rechte bei Sonntagsarbeit (freiwillig und mit 50% Lohnzuschlag) 
zu sensibilisieren. 
 
Mutterschaftsversicherung 
Die Kampagne ist vom „Zuger Komitee Ja zur Mutterschaftsversicherung“ geführt worden, in 
dem auch der GBZ aktiv mitmachte. Eine zweite Kampagne haben die CVP- und die FdP-
Frauen geführt. Gegen die Mutterschaftsversicherung hat sich im Kanton Zug nur die SVP 
eingesetzt, z.T. mit fremdenfeindlichen Argumenten und Desinformationen. Trotzdem lehnte 
auch der Kanton Zug die Mutterschaftsversicherung mit 23‘562 Nein gegen 10'680 Ja (31%) 
deutlich ab. Das Schweizer Ergebnis lautete: 1'286'761 Nein; 822'507 Ja (39%). 
 
Nationalratswahlen 
Der GBZ hat die gemeinsame Liste von SP, SGA und Alternativen unterstützt, auf der neben 
dem bisherigen Nationalrat Armin Jans (VPOD-Mitglied), auch Manuela Weichelt (VPOD-
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Mitglied) und Martin Stuber (SMUV-Mitglied) kandidierten. Der GBZ führte bei allen Zuger 
NationalratskandidatInnen eine Umfrage durch, die klar ergab, dass nur Armin Jans, Manuela 
Weichelt und Martin Stuber konsequent für soziale Anliegen einstehen. Silvia Thalmann 
(CVP), Peter Hegglin (CVP), Hajo Leutenegger (FdP), Monika Gisler (FdP), Yvonne Kraft 
(SVP), Karl Betschard (SVP) sowie Marcel Scherer (SVP) waren für die Heraufsetzung des 
Frauenrentenalters auf 65 Jahre und gegen eine Verkürzung der Arbeitszeit zur Schaffung 
neuer Arbeitsplätze; sie waren gegen die Kapitalgewinnsteuer und gegen die Einführung eines 
Mindestlohnes. Mit Armin Jans, Manuela Weichelt und Martin Stuber war nur Monika Gisler 
dafür, dass der Koordinationsabzug bei der BVG-Revision reduziert wird und dass ein 14 
wöchiger Mutterschaftsurlaub zumindest im OR geregelt wird. Mit den Linken war Peter 
Hegglin bei der erleichterten Allgemeinverbindlicherklärung von Gesamtarbeitsverträgen und 
für eine Unterstützung jener Betriebe, die Lehrlinge ausbilden, wobei gleichzeitig jene zur 
Kasse gebeten werden sollen, die keine Lehrlinge haben. Die drei Kandidaten der SVP-
Seniorenliste sowie je einer der CVP und der FdP haben es gar nicht nötig gefunden, eine 
Antwort zu geben. Zur Wahlunterstützung wurde allen Gewerkschaftsmitgliedern im Kanton 
Zug eine Wahlkarte mit dem Wahlaufruf verschickt. Die Haltung des GBZ wurde in mehreren 
Pressemitteilungen bekanntgegeben. Leider konnte der linke Sitz in Zug nicht verteidigt 
werden und Armin Jans wurde nicht mehr gewählt. Die drei Nationalratssitze gingen an CVP, 
FdP und SVP. 
 
 

3. GBZ-Veranstaltungen 
 

GBZ-Seminar für PolitikerInnen vom 25. Februar 1999 
Sieben Kantonsrätinnen, ein Regierungsrat, zwei Gemeinderäte und zwei GBZ-
Vorstandsmitglieder nahmen am abendlichen Seminar teil. Thema des Seminars war die 
Bedeutung der Gesamtarbeitsverträge (GAV) und die Rolle der Gewerkschaften. Referent war 
GBZ-Präsident Bruno Bollinger. Die Gesamtarbeitsverträge (GAV) regeln die 
Arbeitsbedingungen einer Branche. Sie haben eine wichtige Schutzfunktion für diese 
Arbeitenden vor allem, wenn es nicht mehr gut läuft (Beispiel: 13. Monatslohn, der nur durch 
GAV garantiert ist). Gerade die Branchen mit den schlechteren Arbeitsbedingungen kennen 
keine GAV (Verkauf) oder minimale GAV (Gastgewerbe). Anständige GAV gibt es nur dort, 
wo es starke Gewerkschaften gibt. GAV werden aber heute von Arbeitgeberseite nicht mehr 
eingehalten, ausgehöhlt oder gar abgeschafft. Die Gewerkschaften versuchen, die GAV zu 
verteidigen. Dabei ist es wichtig, dass sie von allen unterstützt werden. Es wird immer 
bedeutender sein, dass jene Arbeitgeber angeprangert werden, welche den GAV nicht 
respektieren und das jene bevorzugt werden, die den GAV einhalten. Gerade PolitikerInnen 
können diesbezüglich eine wichtige Rolle spielen. Am Seminar wurde darüber diskutiert, wie 
bei der politischen Arbeit in Kommissionen, Parlament, Regierung und Gemeinden geschaut 
werden kann, dass in Zukunft die GAV besser eingehalten werden. Die Flankierenden 
Massnahmen zu den Bilateralen Verträgen werden dabei eine grosse Rolle spielen. Aufgabe 
des Gewerkschaftsbundes ist es, die linken PolitikerInnen darüber zu informieren. 
 
1. Mai 1999 
Die 1. Mai-Kundgebung fand wieder auf dem Landsgemeindeplatz „unter der Linde“ statt mit 
dem Motto „Reichtum ist teilbar – Arbeit auch“. Es referierten Nationalrat Armin Jans und 
Rosemarie Fähndrich Burger, Kantonsrätin der Frischen Brise. Wie in der Jahren davor traf 
sich auf dem Landsgemeindeplatz vor allem die Zuger Linke. Dieses Jahr waren aber wieder 
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vermehrt GewerkschafterInnen anzutreffen. Stände mit Infos, Imbisse und Getränke 
umrahmten die Kundgebung, die musikalisch vom “Duo Passo“ begleitet wurde. Wiederum 
gut war die Berichterstattung in den Zuger Medien. Die Neue Zuger Zeitung brachte am 
Vortag, die Zuger Presse am Tag nach der Kundgebung ein ausführliches Interview mit dem 
GBZ-Präsidenten. 
 
GBZ-Apéro mit der Kollegin und dem Kollegen aus dem Regierungsrat 
Zum achten Mal wurde am 28. September 1999 in der Zalt-Cafeteria der traditionelle Apéro 
mit der Kollegin und dem Kollegen aus dem Regierungsrat durchgeführt. Zum ersten Mal 
hätte Monika Hutter dabei sein sollen. Wegen einem Unfall war sie aber an einer Teilnahme 
verhindert, so dass Hanspeter Uster den Abend alleine bestreiten musste. Diskutiert wurde 
über die Bilateralen Verträge und die Flankierenden Massnahmen, über das Arbeitsverbot für 
Asylbewerber, über die Spitalplanung, über Schwarzarbeit und über die Vergabe öffentlicher 
Aufträge an Firmen, welche die GAV nicht einhalten. Die anwesenden KollegInnen erlebten 
wieder einmal einen interessanten Abend. Die Neue Zuger Zeitung berichtete über den 
Anlass. 
 
 

4. Informationspolitik 
 

Pressemitteilungen 
 
Regelmässig war der GBZ in den Medien präsent. 1999 wurden folgende Pressemitteilungen 
veröffentlicht: (nZZ = Neue Zuger Zeitung; ZP = Zuger Presse; ZW = Zuger Woche) 
 
Die Reichen sind reicher, die Armen zahlreicher geworden 
ZP (8.1.99): „Reiche reicher, Arme zahlreicher“ 
nZZ (6.1.99): „Die Reichen sind reicher geworden...“ 
 
Stellenabbau bei Siemens 
ZP (22.1.99): „Bedauern und Protest bei Gewerkschaften“ 
 
GBZ-Seminar mit PolitikerInnen 
ZP (1.3.99): „Gewerkschaftsbund sucht mehr Kontakt zur Politik“ 
nZZ (2.3.99): „Gesamtarbeitsvertraglichen Schutz ausbauen“ 
 
Arbeitsbedingungen für Spitalpersonal schützen 
nZZ (14.1.99): „Arbeitsbedingungen für Spitalpersonal schüzen“  
 
2 X Nein zu der Privatisierung der Zuger Spitäler 
nZZ (25.1.99): „Zweimal Nein zu den Spitalvorlagen“ 
 
Vernehmlassung zum Datenschutzgesetz 
nZZ (17.3.99): „Datenschutzbeauftragter: Wahl durch das Parlament?“  
 
GBZ-Delegiertenversammlung vom 24. März 1999 
nZZ (27.3.99): „Mehr Gesamtarbeitsverträge“ 
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Jans und Hess vertreten nicht den gleichen Betrieb 
ZP (31.3.99): „Nicht im selben Betrieb tätig“ 
nZZ (27.3.99): „Jans und Hess vertreten nicht den gleichen Betrieb“  
 
Streikrecht gehört in die Bundesverfassung 
ZP (12.4.99): „Streikrecht gehört in die Verfassung“ 
nZZ (10.4.99): „Streikrecht gehört in die Bundesverfassung“ 
 
Interview mit Bruno Bollinger zum 1. Mai 
ZP (30.4.99): „‘Arbeiterfeiertag‘ statt ‚Tag der Arbeit‘“ 
 
1. Mai-Kundgebung 
ZP (3.5.99): „Viel Volk am Tag der Arbeit: 3000 Franken als Minimallohn“ 
nZZ (3.5.99): „Ich möchte gern mehr auf die Strasse“ (Interview mit Bruno Bollinger) 
 
GBZ unterstützt Armin Jans, Manuela Weichelt und Martin Stuber 
ZP (27.9.99): „Gewerkschaftsbund für Weichelt, Jans und Stuber“ 
nZZ (30.9.99): „Voten zu den Nationalratswahlen“ 
 
GBZ-Apéro mit KollegInnen aus dem Regierungsrat 
nZZ (30.9.99): „Umverteilung für die Reichen“ 
 
SVP vertritt nicht die Interessen des arbeitenden Volkes! 
ZW (6.10.99): „Gewerkschaftsbund“ 
nZZ (4.10.99): „Gewerkschaftsbund zu den Nationalratswahlen“ 
 
Plattform Zuger Presse 
ZP (3.11.99): „Jetzt: 200 Franken mehr Lohn für alle!“ 
 
Esec-Leute aufgepasst! 
ZP (12.11.99): „Esec-Leute, aufgepasst!“ 
nZZ (8.11.99): „Esec-Leute, aufgepasst!“ 
 
Sonntagsverkäufe: Rechte des Personals respektieren 
nZZ (10.11.99): „Die Rechte des Personals respektieren“ 
 
Sonntagsverkäufe: 50% mehr Lohn für das Verkaufspersonal 
ZP (29.11.99): „50 Prozent mehr Lohn für das Verkaufspersonal“ 
nZZ (23.12.99): „Lohnzuschläge für Sonntagsverkauf“ 
 
 
GBZ-Info 
Im vergangenen Berichtsjahr wurde allen GBZ-Delegierten das GBZ-Info geschickt. Das 
GBZ-Info geht auch an 100 uns nahestehende PolitikerInnen und InteressentInnen und ist 
1999 fünfmal erschienen. 
 
• Nr. 33, Januar 1999: Privatisierung der Spitäler, „Wohneigentum für alle“, Armut in Zug, 

Ladenöffnungszeiten, Reiche werden reicher, Kantonale Finanzplanung 1999 – 2002, 
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Entlassung von Putzfrauen beim Kanton, 13. Monatslohn, Spitalpolitik, 
Arbeitsbedingungen Spitalpersonal, 2 x Nein zur Privatisierung der Zuger Spitäler. 

 
• Nr. 34, April 1999: Mutterschaftsversicherung, 1. Mai, GBZ-Infoveranstaltung zu GAV, 

Vernehmlassung Datenschutzgesetz, GBZ DV, Bundesratwahl, Ladenöffnungszeiten, 
Ehrung für Othmar Romer, Bundesverfassung. 

 
• Nr. 35, Mai 1999: Mutterschaftsversicherung, Abstimmungsparole 13. Juni, 1. Mai, 

SMUV Generalversammlung, Gewerbeverband. 
 
• Nr. 36, Oktober 1999: Nationalratswahlen, GBZ-Apéro. 
 
• Nr. 37, Dezember 1999: Nationalratswahlen, Mutterschaftsurlaub, Initiativen 

Arbeitszeitverkürzung und Kapitalgewinnsteuer, Lohnrunde, 100 Jahre RPV Zug, Esec, 
Spital. 

 
 

5. Kommissionstätigkeit 
 
Konsultativkommission für Wirtschafts- und Konjunkt urfragen 
Am 19. Mai 1999 fand eine Sitzung statt, an der über die bilateralen Abkommen Schweiz – 
EU diskutiert wurde. Leider konnte niemand vom GBZ daran teilnehmen. Am 20. Oktober 
1999 fand eine zweite Sitzung statt zum Thema „Gründerzentrum“, an der für den GBZ 
Madeleine Landolt und Bruno Bollinger dabei waren. 
 
Verein für Arbeitsmarktmassnahmen (VAM) 
Der VAM hat im Kanton Zug die Funktion der Regionalen Arbeitslosen-Vermittlung (RAV) 
übernommen. Im VAM-Vorstand ist auch die Tripartite Kommission eingebaut. Der GBZ ist 
im VAM, sowie im RAV und in der Tripartiten Kommission durch Michel Berger (GBI) 
vertreten, der den folgenden Bericht verfasste: Die Reduktion der Arbeitslosenzahlen hat dazu 
geführt, dass das RAV zu viele Beschäftigte hatte. Der Vorstand wurde informiert, dass es 
keine Entlassungen gab. Die Entlassungen konnten durch natürlich Abgänge und 
Stellenreduktion verhindert werden. Die Auswirkungen des Stabilisierungsprogramms 1998 
des Bundes werden für den VAM v.a. bei der Reduktion der Bezugsdauer eines Teils der 
Arbeitslosen von 520 auf 260 Tage sowie vom Wechsel bei den Beschäftigungsprogrammen 
vom Lohn- zum Taggeldsystem spürbar. Die Struktur der Arbeitslosen scheint sich zu 
verändern. Die sehr gute Idee VAM muss weiter entwickelt werden. Hier sind die 
Gewerkschaften im Kanton Zug in der Pflicht. 
 
Kommission für die Gleichstellung von Mann und Frau 
Am 8. Juni 1999 wählte der Regierungsrat des Kantons Zug GBZ-Vorstandsmitglied Sybilla 
Schmid Bollinger als Vertreterin der Gewerkschaften (GBZ und Christliche) in die 
Kommission für die Gleichstellung von Frau und Mann. Im Berichtsjahr fanden vier 
Sitzungen der Kommission statt. Sie beschäftigte sich mit dem Aufbau eines Sekretariats, mit 
der Weiterführung des Fachfrauenpools und der Dokumentation des ehemaligen 
Gleichstellungsbüros sowie mit den Themenschwerpunkten für das Jahr 2000. Es zeichnet 
sich ab, dass die Kommission Projekte rund um das Thema Frau und Arbeit anpacken will. 
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Schlichtungsstelle für die Gleichstellung von Mann und Frau 
Bruno Bollinger ist Mitglied der Schlichtungsstelle, die auch 1999 nicht angerufen worden ist 
und somit keine Sitzungen hatte. 
 
Einigungsamt 
Hans Rüegg ist Mitglied des Einigungsamtes des Kantons Zug, Sybilla Schmid 
Ersatzmitglied. Das Einigungsamt trat auch 1999 zu keiner Sitzung zusammen. 
 
Verein für die Betreuung der ausländischen ArbeitnehmerInnen 
Auf die GV hin hat Michel Berger aus dem Vorstand des Vereins demissioniert. An seiner 
Stelle ist an der GV vom 20. Mai 1999 Vincenzo Stillavato (Syna) gewählt worden. Der 
Vorstand hat sich zu drei Sitzungen getroffen: am 11. März, am 22. September und am 31. 
November 1999. An dieser letzten Sitzung wurde Frau Ursula Gomez, langjährige 
Mitarbeiterin der Beratungsstelle, verabschiedet. 
 
Berufsschulkommission der gewerblich-industriellen Berufsschule Zug 
(BSK) 
An der Sitzung vom 26.Januar 1999 wurde Ruedi Amrein (SMUV) vom Regierungsrat neu 
als Mitglied der Berufsschulkommission der Gewerblich-industriellen Berufsschule (BSK) für 
die Amtsdauer 1999/2002 gewählt, der den folgenden Bericht verfasste: Da in der 
Berufsbildung national wie kantonal einiges in Bewegung ist, waren die Traktandenlisten 
immer reich befrachtet. Am 19. März, 14. Juni und am 29. November fanden BSK-Sitzungen 
statt. Die Vernehmlassung des neuen Berufsbildungsgesetzes, neue Konzepte und Modelle in 
der Berufsbildung, Einführung neuer Berufe, Sportunterricht, Stundenpläne, 
Schulentwicklung, Struktur 2000 und die Wahl des neuen Rektors bildeten die 
Schwerpunktthemen neben den üblichen Berichten der verschiedenen Abteilungen der GIBZ 
und des Amtes für Berufsbildung. Am 11. November fand eine gemeinsame Sitzung der 
Berufsbildungskommission (BBK) und der Berufsschulkommission (BSK) statt. Bei dieser 
Gelegenheit wurde über den Lehrstellenbeschluss 2, den Entwurf zum neuen 
Berufsbildungsgesetz und über neue Konzepte im Kanton Zug orientiert. 
 
 

6. Die GBZ-Verbände 
 

Mitgliederentwicklung  

 1980 1990 1991 1992 1993 1994 1995 1996 1997 1998 
GBH / GBI * 669 1146 1193 1286 1271 1255 1101 851 720 **  
GTCP 41 29 11 *        
SMUV 987 843 846 887 885 960 1037 1’079 1’169 1‘069 
SEV 361 458 470 484 489 490 483 482 470 464 
VPOD 74 134 137 139 147 144 142 141 141 136 
PTT-U/Kommun. 76 77 82 77 76 80 81 84 60 **  
VHTL 50 20 19 20 19     **  
GDP / Comedia      57 50 49 56 **  
Kanton Zug 2258 2707 2758 2893 2887 2986 2894 2’686 2’616  
(aus SGB-Statistik) / * Ab 1.1.93 GBH + GTCP = GBI / ** Infolge Zusammenlegung der 
Innerschweizer Sektionen weisen diese Verbände keine separaten Zahlen für den Kanton Zug 
mehr aus. 
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National haben fast alle Verbände weitere Mitgliederverluste hinnehmen müssen: Hauptgrund 
dafür sind wieder die krisenbedingten Rückreisen vieler AusländerInnen in ihre Heimat und 
die zunehmende Zahlungsunfähigkeit vieler KollegInnen. 
 
GBI 
Am 24. April 1999 hat in Luzern die GV der GBI-Sektion Zentralschweiz stattgefunden. 
GBI-Sekretär Michel Berger ist im Kanton Zug Sekretär der Paritätischen Kommission der 
Gipser und Maler und Vizepräsident der Paritätischen Kommission Bau. 
 
SMUV 
An der Generalversammlung vom 23. April 1999 wurde Ruedi Amrein als Sektionspräsident 
bestätigt. Die SMUV-Sektion Innerschweiz hat mehrmals auch in Zug Unterschriften für die 
Bouquet-Initiativen gesammelt. 
 
VPOD 
An der GV vom 12. März 1999 wurde Toni Gschwind als Präsident bestätigt. Der VPOD 
engagierte sich in der Spitalabstimmung. In der Spitalkommission für Personalfragen wurden 
VPOD und SBK übergangen und bloss die Syna aufgenommen. Nun haben VPOD, SBK und 
Syna eine Koordinationsstruktur aufgebaut. Der VPOD ist aktiv, um einen GAV für das 
Spitalpersonal zu erreichen. 
 
Gewerkschaft Kommunikation 
Am 27. März 1999 fand in Kriens die Gründungsversammlung der Gewerkschaft 
Kommunikation (ehemals PTT-Union) Sektion Zentralschweiz Post statt. In dieser Sektion ist 
auch die Sektion Zentralschweiz der PTT-Union integriert, mit der 1998 die Zuger PTT-
Union fusioniert hatte. 
 
SEV 
Der SEV/RPV (Rangierpersonalverband) hat am 4. September 1999 sein 100jähriges 
Bestehen gefeiert. Die Festansprache hielt SEV/RPV Präsident Wolfang Fricker. 
 
Innerschweizer Gewerkschaftsbünde 
Der GBZ unterstützt die Kandidatur des Sekretärs des Luzerner Gewerkschaftsbundes Louis 
Schelbert für den Zentralschweizer Fachhochschulrat. 
 
 

7. GBZ-Gremien 
 

GBZ-DV vom 24. März 1999 
19 KollegInnen und zwei Gäste nahmen an der Delegiertenversammlung teil. Jahresbericht, 
Rechnung und Budget wurden angenommen. In den GBZ-Vorstand wurde Michel Berger 
(GBI-Sekretär) an Stelle von Juan Gonzalvez gewählt. Zu den Nationalratswahlen wurde 
beschlossen, jene KandidatInnen zu unterstützen, die Mitglied einer SGB-Gewerkschaft sind 
und sich für gewerkschaftliche Anliegen eingesetzt haben. Die Beiträge der Verbände wurden 
bereinigt. Die neuen Beiträge betragen Fr. 4.- für alle. Das Spesenreglement wurde ebenfalls 
angepasst. Die unentgeltiche Rechtsauskunft für alle (auch Nichtmitglieder) kostete uns 1998 
Fr. 4'629.40 (2'683.80 Anwaltskosten, 1'945.60 Inseratekosten). 1997 haben wir 320.- Fr. an 
Einschreibegebühren eingenommen. Der Kanton zahlt schon seit Jahren nichts mehr an die 
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Rechtsauskunft. Auf Grund dieser Situation wird die unentgeltliche Rechtsauskunft 
abgeschafft. Im Anschluss an die DV referierte Nationalrat Armin Jans zu aktuellen Themen 
aus Bern. 
 
GBZ-Vorstand 
Der GBZ-Vorstand setzte sich wie folgt zusammen: 
Bruno Bollinger (SMUV), Präsident; 
Pietro Panico (SMUV), Vizepräsident; 
Sybilla Schmid (SMUV), Kassierin; 
Josy von Wyl (GBI); 
Toni Gschwind (VPOD); 
Michel Berger (GBI). 
 
Neben den regelmässigen Ressortberichten wurden folgende Schwerpunktthemen behandelt: 
21. Januar 1. Mai 1999, Abstimmung Spitalgesetz, GBZ DV, Kampagne Initiativ-

Bouquet. 
2. März Abstimmung Spitalgesetz, GBZ DV, Kampagne Mutterschaftsversicherung. 
20. April 1. Mai, Referendum Spitalgesetz, GBZ-DV, Kampagne 

Mutterschaftsversicherung. 
7. Juni 1. Mai, Kampagne Mutterschaftsversicherung, Nationalratswahlen 1999, 

Kampagne Arbeitszeitverkürzung. 
2. September Nationalratswahlen, Abstimmungen Spital, Arbeitsgerichte, 

Steuergesetzrevision. 
  
Den Kolleginnen und Kollegen vom Vorstand danke ich an dieser Stelle für ihre Mitarbeit. 
 
Rechtsauskunft 
Bis im April 1999 wurde die unentgeltliche Rechtsauskunft von Rechtsanwalt Dalcher alle 
zwei Wochen im GBI/SMUV-Sekretariat durchführt. Danach wurde diese Dienstleistung auf 
Beschluss der GBZ-DV eingestellt. 
 
 

8. Schlussbemerkungen 
 
Es hat immer noch viele Arbeitenden, die meinen, die Gewerkschaften seien Versicherungen, 
die dann angegangen werden, wenn man sie in der Not braucht. Das ist aber nicht so, denn die 
Gewerkschaften sind so stark wie sie aktive Mitglieder haben, die vor allem am Arbeitsplatz 
für ihre Interessen einstehen. Da das System der GAV in den siebziger Jahren ausgebaut war 
und relativ gut funktionierte, konnte die Interessensvertretung den FunktionärInnen 
überlassen werden. Seitdem aber die GAV-Bestimmungen von den Arbeitgebern abgebaut 
werden, ist die Mobilisierung aller Betroffenen zur Verteidigung der GAV-Errungenschaften 
wieder nötig. Und diese kann nicht delegiert werden. In diesem Sinne danken wir allen, die 
sich in irgend einer Art und Weise für die Anliegen der Gewerkschaften einsetzen. 
 
 
Bruno Bollinger, Präsident GBZ 
1. Februar 2000 
 


